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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/57, 1 3/207 - 


Entwurf eines Gesetzes über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien 
(Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetz) 


A. Problem 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat mit Resolution 827 
(1993) einen Internationalen Strafgerichtshof errichtet, der schwe- 
re Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht auf dem Territori- 
um des früheren Jugoslawien verfolgen soll. Zugleich wurde das 
Statut des Gerichtshofes verabschiedet, das alle Staaten mit völ- 
kerrechtlich bindender Wirkung verpflichtet, den Gerichtshof um- 
fassend zu unterstützen. Insbesondere soll dies geschehen durch 
Überleitung nationaler Strafverfahren auf den Gerichtshof, Über- 
stellung von Personen, Rechtshilfeleistung, Duldung von Verfah- 
renshandlungen des Gerichtshofes auf nationalen Territorien und 
Übernahme der Vollstreckung aus seinen Urteilen. 


B. Lösung 

Neben einer Erweiterung des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen sieht das Jugoslawien-Strafgerichtshof - 
Gesetz eine Reihe von eigenständigen materiellen und Verfah- 
rensvorschriften vor, um das deutsche Recht mit den sich aus der 
Resolution und dem Statut ergebenden Staatenverpflichtungen 
und Übertragungen von Hoheitsrechten in Einklang zu bringen 
und eine reibungslose Erfüllung dieser Pflichten zu ermöglichen. 

Einstimmig Annahme des Gesetzentwurfs mit einer geringfügi- 
gen Änderung bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS- 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Auf die Drucksache 13/57 wird verwiesen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksachen 13/57, 13/207 - mit folgender 
Maßgabe, ansonsten unverändert anzunehmen: 

§ 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 4 Satz 2 ist zu streichen. 

b) Nach Absatz 4 ist folgender Absatz einzufügen: 

„(4 a) § 154 b der Strafprozeßordnung findet entsprechende 
Anwendung. " 


Bonn, den 18. Januar 1995 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Norbert Röttgen Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Norbert Röttgen und Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 


1. Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurf über die Zusam- 
menarbeit mit dem Internationalen Strafgerichts- 
hof für das ehemalige Jugoslawien (Jügoslawien- 
Strafgerichtshof-Gesetz) - Drucksache 13/57 - in 
seiner 9. Sitzung vom 15. Dezember 1994 in 
erster Lesung beraten und zur federführenden Be- 
ratung an den Rechtsausschuß sowie zur Mitbera- 
tung an den Auswärtigen Ausschuß überwiesen. 
Die Stellungnahme des Bundesrates und die Ge- 
genäußerung der Bundesregierung - Drucksache 
13/207 - wurden mit Drucksache 13/265 Nr. 1.7. 
an dieselben Ausschüsse überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 5. Sitzung vom 18. Januar 1995 beraten und 
einstimmig ihre unveränderte Annahme empfoh- 
len. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner 2. Sitzung vom 18. Januar 1995 beraten. Er 
empfiehlt einstimmig bei Stimmenthaltung des 
Vertreters der Gruppe der PDS, den Entwurf mit 
der aus der obigen Beschhißempfehlung ersicht- 
lichen Änderung anzunehmen. 

2. Der Gesetzentwurf beinhaltet verschiedene im 
deutschen Recht notwendige Anpassungen an die 
Resolution 827 (1993) des Sicherheitsrats der Ver- 
einten Nationen vom 25. Mai 1993 und das zu- 
gleich erlassene Statut für einen Internationalen 
Strafgerichtshof, der schwere Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht auf dem Territorium des 
früheren Jugoslawien verfolgen soll. Resolution 
und Statut schaffen zwar ohne weitere Umsetzungs- 
akte unmittelbar bindende Wirkungen jedenfalls 
für die VN-Mitgliedstaaten. Jedoch wird der Erlaß 
einer Reihe materieller und Verfahrensvorschriften 
erforderlich, um das deutsche Recht mit den sich 
ergebenden Staatenverpflichtungen und Übertra- 
gungen von Hoheitsrechten in Einklang zu brin- 
gen und eine reibungslose Erfüllung dieser Pflich- 
ten zu ermöglichen. 

Zu diesem Zwecke wird in dem Gesetzentwurf in 
§ 1 noch einmal ausdrücklich die Verpflichtung 
deutscher Stellen zur Zusammenarbeit mit dem 
Gerichtshof und seinen Organen statuiert (§ 1 
Abs. 1). § 1 Abs. 2 beinhaltet eine Legaldefinition 
der in der Resolution verwendeten Kurzbezeich- 
nung „Gerichtshof". 

In § 2 wird das Verhältnis der Strafverfahren vor 
dem Gerichtshof zu den nationalen Strafverfahren 
geregelt, insbesondere die Pflicht und das Verfah- 
ren der Überleitung nationaler Verfahren an den 
Gerichtshof sowie die sich in diesem Zusammen- 
hang aus dem Grundsatz „ne bis in idem" erge- 
benden Auswirkungen. 


§ 3 dient der Umsetzung der sich aus dem Statut 
ergebenden Pflicht der Staaten, dort befindliche 
Personen, gegen die der Gerichtshof Anklage er- 
hoben und deren Festnahme angeordnet hat, auf- 
grund eines Haftbefehls des Gerichtshofes in Haft 
zu nehmen und ihm zu überstellen. 

§ 4 regelt zusammen mit den sich aus § 7 ergeben- 
den Änderungen die Fälle sonstiger Rechtshilfe, 
um die der Gerichtshof ersucht. Hervorzuheben ist 
dabei eine in Absatz 2 normierte Abweichung von 
dem im Rechtshilfeverkehr mit ausländischen 
Staaten geltenden Grundsatz, wonach Ladungen 
von Zeugen und Sachverständigen vor ein auslän- 
disches Gericht im ersuchten Staat nicht zwangs- 
weise durchgesetzt werden dürfen. Gemäß § 4 
Abs. 2 kann das Erscheinen der betreffenden Per- 
sonen mit denselben Ordnungsmitteln durchge- 
setzt werden, die im Falle der Ladung durch ein 
deutsches Gericht oder eine deutsche Staatsan- 
waltschaft angeordnet werden könnten. 

In § 5 ist die Rechtshilfe durch Vollstreckung einer 
rechtskräftigen, vom Gerichtshof verhängten Frei- 
heitsstrafe geregelt. Auch hierfür werden im 
wesentlichen die einschlägigen Paragraphen des 
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen für entsprechend anwendbar erklärt. 

§ 6 regelt Vorrechte und Immunitäten der Richter, 
des Leiters der Anklagebehörde, des Kanzlers des 
Gerichtshofes und anderer an einem vor dem Ge- 
richtshof geführten Verfahren beteiligter Perso- 
nen. 

§ 7 beinhaltet schließlich zwei Änderungen des 
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen, die den gesamten Bereich der straf- 
rechtlichen Rechtshilfe betreffen. 

3. Im Rechtsausschuß wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Zusammenarbeit mit dem Inter- 
nationalen Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien von allen Fraktionen im Grundsatz 
begrüßt und die Notwendigkeit seiner raschen 
Verabschiedung betont. 

Im Hinblick auf die Schwere der Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht auf dem Territorium 
des ehemaligen Jugoslawien und die allseits be- 
jahte Dringlichkeit der Verfolgung und Ahndung 
solcher Straftaten durch ein internationales Gre- 
mium wurde die Errichtung des Jugoslawien- 
Strafgerichtshofs von allen Fraktionen für notwen- 
dig und richtig erachtet. Seine auf Kapitel 7 der 
VN-Charta gestützte Errichtung durch einen Be- 
schluß des Sicherheitsrates der VN und die damit 
für die Mitgliedstaaten ohne weitere Umsetzungs- 
akte sich ergebenden bindenden Verpflichtungen 
sind nach übereinstimmender Auffassung im Aus- 
schuß mit den durch Artikel 24 Abs. 1 GG (Wahr- 
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nehmung von Hoheitsrechten durch zwischen- 
staatliche Einrichtungen) gezogenen Grenzen ver- 
einbar. Erwägungen, es sei immerhin ein an inner- 
staatlichen strafprozessualen Grundsätzen gemes- 
sen ungewöhnliches Verfahren, daß sich der Inter- 
nationale Gerichtshof sein eigenes Verfahrens- 
recht geschaffen habe, wurden erörtert; letztlich 
wurde dies aber im Hinblick auf den konkreten 
Anlaß für hinnehmbar erachtet. 

Die Fraktionen betonten nachdrücklich, daß der 
vorgelegte Gesetzentwurf nicht zu einer vollen 
Umsetzung der sich aus der Resolution und dem 
Statut ergebenden Verpflichtungen führt. Viel- 
mehr steht Artikel 16 Abs. 2 GG, der es untersagt, 
Deutsche an das Ausland auszuliefem, auch einer 
Überstellung Deutscher an den Internationalen 
Gerichtshof entgegen. Der Ausschuß hat deshalb 
einen entsprechenden Vorschlag der Fraktion der 
F.D.P. ausführlich erörtert, ob in § 3 des Entwurfs 
eine Klarstellung etwa mit dem Satz „Artikel 16 
Abs. 2 GG bleibt unberührt" auf genommen wer- 
den solle. Davon wurde jedoch ein v em ehmli ch 
Abstand genommen, weil diese zum Beispiel ge- 
genüber anderen Staaten an sich wünschenswerte 
Klarstellung zum einen eine Selbstverständlich- 
keit enthält, zum anderen aber auch dahin ver- 
standen werden könnte, daß auch in Zukunft eine 
Änderung des Artikels 16 Abs. 2 GG nicht in Frage 
kommen könne. Es ist vielmehr in der Diskussion 
klargestellt worden, daß alle Seiten sich der Dis- 
kussion über eine Änderung von Artikel 16 Abs. 2 


GG zur Ermöglichung der Auslieferung auch deut- 
scher Staatsangehöriger nicht entziehen wollen, 
dabei aber das Recht des internationalen Strafge- 
richtshofes und andere für Grundgesetzänderung 
und Auslieferung wichtige Fragen gründlich erör- 
tern wollen. Das bedarf aber nach einmütiger Auf- 
fassung im Ausschuß einer intensiv und sorgfältig 
zu führenden Diskussion, die der - auch im Hin- 
blick auf ein bevorstehendes Überstellungsgesuch 
des Internationalen Gerichtshofes, betreffend ei- 
nen in einem deutschen Gefängnis einsitzenden 
Serben - notwendigen raschen Verabschiedung 
des vorgelegten Gesetzentwurfs nicht im Wege 
stehen sollte. Auf der Grundlage dieser Erwägun- 
gen haben alle Fraktionen im Ausschuß dem Ge- 
setzentwurf ihre Zustimmung gegeben. Auch der 
Vertreter der Gruppe der PDS begrüßte den Ent- 
wurf im Grundsatz, enthielt sich aber im Hinblick 
auf die vorgetragenen Bedenken der Stimme. 

Die vom Ausschuß beschlossene Änderung geht 
auf eine vom Bundesrat im Gesetzgebungsverfah- 
ren gegebene Anregung zurück, der die Bundes- 
regierung zugestimmt hat. Nach der Systematik 
des Gesetzentwurfs in seiner ursprünglichen Fas- 
sung könnte der Eindruck entstehen, daß § 154 b 
StPO lediglich im Ermittlungsverfahren entspre- 
chende Anwendung finden soll. Die Änderung soll 
entsprechend der Entwurfsbegründung (zu Ab- 
satz 3 S. 1; S. 12) klarstellen, daß § 154 b StPO (vgl. 
dort Absatz 4) auch nach Erhebung der öffentli- 
chen Klage Anwendung finden kann. 


Bonn, den 18. Januar 1995 


Norbert Röttgen Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Berichterstatter 
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